
Schloss-Stadt Hückeswagen 

Der Bürgermeister 
Fachbereich I - Steuerungsunterstützung / Service 

Sachbearbeiter/in: Heike Otto 

 

 

Vorlage 
 

Datum: 18.02.2019 

Vorlage FB I/3658/2019 

 

TOP 

 

Betreff 

Genehmigung eines Dringlichkeitsbeschlusses nach § 60 Absatz 1 Satz 2 GO 

NW 

 

Beschlussentwurf: 

Der Rat genehmigt den Dringlichkeitsbeschluss vom 15.02.2019 zur überplanmäßigen Mittel-

bereitstellung wie dargestellt in Höhe von 25.000 € bei Kostenstelle 13135 „DLK Stadt GM-

2776“. 

 

 

 

Beratungsfolge Termin Behandlung 

Rat 25.02.2019 öffentlich 

 

 

Sachverhalt: 

 

Die Drehleiter der Freiwilligen Feuerwehr Hückeswagen weist an einer der 4 ausfahrbaren 

Stützen eine so starke Beschädigung auf, dass diese sich nur noch unter größtmöglichem 

Aufwand hydraulisch ausfahren lässt. Ohne Reparatur kommt es in Kürze zum Ausfall der 

Drehleiter. Die zuverlässige Leistungs-und Einsatzfähigkeit der hiesigen Feuerwehr ist damit 

nicht mehr gewährleistet. 

Dieser Aufwand übersteigt den Planansatz der entsprechenden Kostenstelle und muss über-

planmäßig bereitgestellt werden. 

 

Die überplanmäßig notwendigen Mittel sind erheblich im Sinne von § 8 Absatz 1 der Haus-

haltssatzung, da der Betrag 10.000 € überschreitet. Nach § 83 Absatz 2 der Gemeindeordnung 

bedarf der überplanmäßige Aufwand daher der vorherigen Zustimmung des Rates. 

 

Da die nächste Ratssitzung erst am 25.02.2019 stattfindet und die Sitzung des Haupt- und 

Finanzausschusses bereits am 07.02.2019 stattgefunden hat, ist die dringliche Entscheidung 

nach § 60 Absatz 1 GO NW vom Bürgermeister und einem Ratsmitglied zu treffen, da an-

sonsten die Leistungs- und Einsatzfähigkeit der Freiwilligen Feuerwehr durch den möglichen 

Ausfall der Drehleiter nicht mehr gewährleistet ist. 

Der Dringlichkeitsbeschluss wurde am 15.02.2019 durch Herrn Bürgermeister Persian und 

das Ratsmitglied Herrn Christian Schütte gefasst. 

 

Sie wird hiermit dem Rat zur Genehmigung vorgelegt. 

 



 

 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

 

Die zusätzlichen Aufwendungen in Höhe von 25.000 € können gedeckt werden durch: 

 

Minderaufwendungen bei den Hilfen nach AsylbLG (533800 / 1.31.11.01) 

 

 

 

 

 

Beteiligte Fachbereiche: 

 

FB I   

Kenntnis 

genommen 
   

 

 

 

 

  ___________________   __________________  

 Bürgermeister o.V.i.A. Heike Otto 
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